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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über die Aufhebung kriegsbedingter gewerbereditlidier Vorschriften 
- Nr. 3429 der Drucksachen - 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaftspolitik 

(13. Ausschuß) 


Entwurf 


§ 1 

(1) Die Verordnung über gewerberecht- 
liAe Maßnahmen aus Anlaß des Krieges vom 
9. Oktober 1940 (Reichsgesetzbk I S. 1344) 
sowie Nr. I Absatz 2 der Verordnung zur 
Änderung gewerberechtlicher Vorschriften 
vom 9. Oktober 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 635) treten außer Kraft. 

(2) Fristen, die durch Absatz 1 für den Be- 
ginn oder die Wiedereröffnung eines der im 
§ 49 der Gewerbeordnung oder im Gaststät- 
tengesetz bezeichneten Betriebe wieder in 
Lauf gesetzt werden, enden 

1. für einen Gewerbetreibenden, der 


a) sich infolge von Kriegsereignissen oder 
-Zuständen unfreiwillig außerhalb des 
Gebietes aufhält, in dem eine deutsche 
Gerichtsbarkeit ausgeübt wird, oder 

b) außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes unter solchen Umständen ge- 
fangen gehalten wird, die es ihm un- 
möglich machen, die zur Einhaltung 
oder Verlängerung der Frist geeigne- 
ten Maßnahmen zu ergreifen, 

ein Jahr nach dem Zeitpunkt, in dem 
er zurückkehrt oder zurückkehren 
kann oder verstirbt, oder ein Jahr nach 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


S 1 

(1) unverändert 


(2) Fristen, die durch Absatz 1 für den Be- 
ginn oder die Wiedereröffnung eines der im 
§ 49 der Gewerbeordnung oder im Gaststät- 
tengesetz bezeichneten Betriebe wieder in 
Lauf gesetzt werden, enden 

1. für einen Gewerbetreibenden, der im 

Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes 

a) sich infolge von Kriegsereignissen oder 
-Zuständen unfreiwillig außerhalb des 
Gebietes aufhält, in dem eine deutsche 
Gerichtsbarkeit ausgeübt wird, oder 

b) außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes unter solchen Umständen ge- 
fangen gehalten wird, die es ihm un- 
möglich machen, die zur Einhaltung 
oder Verlängerung der Frist geeigne- 
ten Maßnahmen zu ergreifen, 

ein Jahr nach dem Zeitpunkt, in dem 
er zurückkehrt oder zurückkehren 
kann oder verstirbt, oder ein Jahr nach 


2 



Entwurf 

Rechtskraft der gerichtlichen Entschei- 
dung über die Feststellung der Todeszeit; 

2. für einen Gewerbetreibenden, der im Zu- 
sammenhang mit Kriegsereignissen oder 
-Zuständen verschollen ist, ein Jahr nach 
Rechtskraft oder Todeserklärung; 


3. bei Betrieben, die zu betriebsfremden 
Zwecken auf Grund einer Verfügung der 
zuständigen Behörde oder einer Maß- 
nahme der Besatzungsmacht In Anspruch 
genommen sind, ein Jahr nach Auf- 
hebung der Inanspruchnahme; 

4. In allen anderen Fällen ein Jahr nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes. 

(3) Der Lauf der In Absatz 2 Nr. 1 bis 3 
bezeichneten Frist von einem Jahr beginnt 
frühestens mit dem Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes. 

(4) Das Recht, auf Grund von § 49 der 
Gewerbeordnung oder des § 4 des Gaststät- 
tengesetzes um Fristverlängerung nachzu- 
suchen, bleibt unberührt. Wird dem Antrag 
auf Fristverlängerung im Hinblick auf die 
durch Kriegs- und Nachkriegsverhältnisse 
verursachte Erschwerung einer Aufnahme 
des Betriebes entsprochen, so sind für die 
Fristverlängerung Gebühren nldit zu er- 
heben. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 finden keine An- 
wendung, soweit die in Absatz 1 genannten 
Vorschriften bereits durch landesrechtliche 
Vorschriften außer Kraft gesetzt worden 
sind. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Rechtskraft der gerichtlichen Entsdiei- 
dung über die Feststellung der Todeszeit; 

2. für einen Gewerbetreibenden, der im 
Zeitraum des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes Im Zusamenhang mit Kriegsereig- 
nissen oder -Zuständen verschollen Ist, ein 
Jahr nach Rechtskraft der Todeserklä- 
rung; 

3. bei Betrieben, die im Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Gesetzes zu betriebs- 
fremden Zwecken auf Grund einer Ver- 
fügung der zuständigen Behörde oder 
einer Maßnahme der Besatzungsmacht in 
Anspruch genommen sind, ein Jahr nach 
Aufhebung der Inanspruchnahme; 

4. In allen anderen Fällen ein Jahr nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes. 

(3) unverändert 


(4) unveränd 


(5) unverändert 
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